Spital La Providence (NE). 
Der Arbeitgeber missachtet weiterhin den GAV 

Verhandlungen?
Als der Regierungsrat dem Arbeitgeber und den Gewerkschaften ein Treffen vorschlug, haben letztere sofort eingewilligt. Wir sind immer bereit, den sozialpartnerschaftlichen Dialog zu führen. Allerdings wurden die Regeln dieses Spiels sehr schnell verfälscht. Der Regierungsrat wollte für die Verhandlungen Vorbedingungen festlegen, welche das vorweggenommen hätten, was eigentlich doch erst Gegenstand der Verhandlungen sein sollte. Mit solchen Finten hat der Regierungsrat seine Rolle als Mediator nicht wahrgenommen. Wenn die Gewerkschaften sich also zu Verhandlungen bereit erklärt haben, so bedeutet das nicht, dass sie irgendwelchen Vorbedingungen zugestimmt hätten. In diesem Sinn haben sie dem Regierungsrat auch mehrfach geantwortet.

Der Regierungsrat hat verlangt, dass die Gewerkschaften sogenannte Zusagen des Regierungsrats bestätigen, womit sie sich damit einverstanden erklärt hätten, dass Genolier für La Providence einen Leistungsauftrag bis 31. Dezember 2016 erhält – ohne die Verpflichtung, sich an die politischen Beschlüsse von Regierungsrat und Grossem Rat zu halten. 

Diese Parteinahme zugunsten von Genolier durch den Regierungsrat zeigte sich auch in der Kommunikation gegenüber den Medien. Am Freitagabend liess sich der Regierungsrat von den Parteien strengste Vertraulichkeit bis zur Mediation am Dienstagmorgen zusichern. Gleichzeitig erlegte er selbst sich keinen Zwang auf und drosch an einer Medienkonferenz am Freitagabend sowie in Radiointerviews über das Wochenende munter auf Gewerkschaften ein – die ihrerseits das Stillschweigen einhielten.
La Providence bringt den GAV Santé 21 in Gefahr
Nach 80 Streiktagen weigert sich der Arbeitgeber immer noch, den Gesamtarbeitsvertrag Santé 21 anzuwenden. Er möchte Spezialkonditionen aushandeln, die von jenen für die übrigen Neuenburger Einrichtungen abweichen – ohne dabei allerdings auf öffentliche Gelder zu verzichten. Diese Haltung ist verfehlt und indiskutabel. Sie bringt die Arbeitsbedingungen aller 5000 Beschäftigten in Gefahr, die diesem GAV unterstellt sind. Vor einigen Tagen haben sich die Gewerkschaften mit der Spitalleitung der Neuenburger Spitäler HNE getroffen. Dabei hielt deren Direktor unmissverständlich fest: Wenn Providence eine Ausnahmeregelung bekommt, dann wird HNE diese Ungleichbehandlung anfechten. Vollkommen logisch! Man kann nicht zwei Unternehmen nach unterschiedlichen Regeln subventionieren – das ist unlauterer Wettbewerb. Die Regeln müssen für alle die gleichen sein. In Neuenburg sind die gültigen Regeln im GAV Santé 21 niedergelegt.
 Wichtiges Entgegenkommen der Gewerkschaften
Die Gewerkschaften sind keineswegs mit leeren Händen zu den Verhandlungen angetreten. Sie haben sich, wie von Herrn Regierungsrat Kurth vorgeschlagen, damit einverstanden erklärt, dass der GAV vor dem vereinbarten Ablaufdatum neu verhandelt wird. Mit Annahme dieses Vorschlags geht die Bereitschaft einher, ein für 5000 Beschäftigte gültiges Vertragswerk anzupassen – einzig um die Forderungen von La Providence zu erfüllen. Dennoch waren die Gewerkschaften zu diesem Schritt bereit – eine grosse Konzession von ihrer Seite. Immerhin ist der GAV soeben zum dritten Mal verlängert worden, und die Tinte, mit der der Regierungsrat die Ratifikation bis Ende 2016 unterzeichnet hat, ist noch nicht trocken. Aber die Sorge um einen friedlichen Ausweg aus dem Konflikt überwog: Die Gewerkschaften sind zur unverzüglichen Aufnahme von Neuverhandlungen des GAV Santé 21 bereit – nach üblichen Regeln und unter Einbezug aller betroffenen Sozialpartner. Das wäre ein eleganter Weg gewesen, das Spital La Providence wieder unter das Dach der Sozialpartnerschaft zurückzuführen. 

Wenn ein Unternehmen den Inhalt eines GAV abändern will, dann wird es sich normalerweise mit den anderen Arbeitgebern zusammensetzen und einen Forderungskatalog aufstellen. So verlangen es jedenfalls die Regeln der Sozialpartnerschaft, wie sie in der Schweiz seit über 100 Jahren Anwendung finden. Um diesen sozialpartnerschaftlichen Dialog beneiden uns unsere Nachbarn. Wenn jemand allerdings diese Regeln missachtet, ist es nur logisch, dass es zu Streiks und Konflikten kommt. Leider will La Providence auch nach 80 Tagen Streik die Regeln der Sozialpartnerschaft nicht akzeptieren und ein Sonderregime für sich selbst durchdrücken. 
Erpressung mit Arbeitsstellen
Auch der wiederholte Versuch von Herrn Regierungspräsident Philippe Gnaegi, uns mit Hinweis auf die Stellen, die wir angeblich in Gefahr brächten, zu erpressen, ist nicht hinnehmbar. Es ist darauf hinzuweisen, dass seit der Ankunft der übernahmewilligen Genolier-Gruppe mindestens 22 Vollzeitäquivalente von La Providence an HNE verschoben wurden. Es ist längst kein Geheimnis mehr, dass La Providence Auslagerungen beabsichtigt. Was geschieht mit den Stellen nach der Übernahme? Gibt es Garantien? Man sagt uns, wir müssten eben Vertrauen haben. Konflikte der vorliegenden Art löst man aber nicht so. Es braucht klare und schriftliche Zusagen – und genau solche verweigert La Providence hartnäckig. 
Der Streik geht weiter
Den GAV nach den Regeln der Sozialpartnerschaft verhandeln? Ja! Ihn kaputtmachen? Nein! Die Streikenden von La Providence werden ihren Kampf weiterführen. Sie wollen verhindern, dass der GAV Santé 21 verschwindet und dass die 5000 Angestellten, die ihm unterstellt sind, der Raffgier eines einzigen Unternehmens ausgesetzt werden, eines Arbeitgebers notabene, der darauf besteht, dass die Regeln der Sozialpartnerschaft lediglich für die anderen zu gelten hätten... 
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